
 

   

 

 
Pressemitteilung der Kontakt- und Koordinierungsstelle für Mädchen*arbeit im Land Brandenburg 
(KuKMA) und der Kontaktstelle der zivilgesellschaftlichen Akteur*innen zur Umsetzung der 
Istanbul-Konvention im Land Brandenburg (KIKO Brandenburg) zum UN-Weltmädchentag am 11. 
Oktober 2025 
 
Potsdam, [07.10.2025] – Mädchenarbeit stärkt Mädchen in Brandenburg – Das macht 
sie zu einem unverzichtbaren Baustein, um Gewalt in unserer Gesellschaft vorzubeugen 
und langfristig zu überwinden. Mädchenarbeit schafft sichere Räume, stärkt 
Selbstbewusstsein, hinterfragt Rollenklischees die Gewaltpotentiale auslösen können 
und eröffnet vielfältige Perspektiven. Gerade vor dem Hintergrund der Umsetzung der 
Istanbul-Konvention, die Brandenburg verpflichtet, Gewalt an Frauen und Mädchen 
umfassend vorzubeugen und zu bekämpfen, braucht es eine klare politische und 
gesellschaftliche Unterstützung für mädchenspezifische Angebote der 
Gewaltprävention. 
  

„Unser Ziel muss es sein die Gewalt zu verhindern, bevor sie passiert. Eine Investition 
insbesondere in gewaltpräventive Mädchenarbeit birgt das Potenzial die 
Gewaltbetroffenheit im Erwachsenenalter zu senken und ist damit zentral für eine Zukunft 
frei von Gewalt für alle und die Umsetzung der Istanbul-Konvention.“ 
Alina Robben, KIKO Brandenburg 

  

Die Istanbul-Konvention hebt in Artikel 12 hervor, dass Prävention das Fundament 
einer gewaltfreien Gesellschaft bildet. Dazu gehört auch, geschlechtsspezifische 
Rollenbilder kritisch zu hinterfragen und Gleichstellung zu fördern. Mädchenarbeit setzt 
genau hier an:  

• Empowerment: Mädchen lernen, ihre Rechte zu kennen und durchzusetzen. 
• Schutzräume / “Safer Spaces”: Mädchenarbeit bietet Orte, an denen sie möglichst 

frei von Druck, Diskriminierung oder Gewalt Erfahrungen sammeln können. 
• Muträume / “Braver Spaces”: Mädchen können sich ausprobieren und Vielfalt, 

fernab von Rollenklischees kennenlernen 
• Prävention von Gewalt: Durch Stärkung von Selbstwert und 

Handlungskompetenzen wird das Risiko, Opfer von Gewalt zu werden, reduziert. 
  
Trotz der nachweislichen Wirkung ist Mädchenarbeit häufig unterfinanziert und wird 
nicht in allen Regionen gleichermaßen angeboten. 
  

„Der Bereich der Jugendarbeit wird in Brandenburg seit Jahre nur prekär gefördert. Wir 
sehen, dass durch den finanziellen Druck insbesondere geschlechterspezifische Angebote 
gekürzt werden müssen. Dabei wirkt Mädchen*arbeit langfristig nicht nur präventiv gegen 
geschlechtsspezifische Gewalt, sondern auch demokratiefördernd für die 
Geschlechtergerechtigkeit in Brandenburg.“ 
Bianca Strzeja, KuKMA  

  
Daher fordern wir: Mädchenarbeit muss als unverzichtbarer Bestandteil der 
Gewaltprävention anerkannt, langfristig finanziert und landesweit ausgebaut 
werden. Nur so können wir die Verpflichtungen aus der Istanbul-Konvention einlösen 
und geschlechtsspezifische Gewalt beenden.  



  

 

 
 

Für weitere Informationen oder Interviewanfragen wenden Sie sich bitte an: 
 

Kontakt- und Koordinierungsstelle für Mädchen*arbeit im Land Brandenburg (KuKMA), 
Träger: Frauenpolitischer Rat Land Brandenburg e.V. (FPR),  
Alter Markt 6 │14467 Potsdam 
Bianca Strzeja, Projektleitung KuKMA 
info@kukma.de 
 

Kontaktstelle der zivilgesellschaftlichen Akteur*innen zur Umsetzung der Istanbul-
Konvention im Land Brandenburg (KIKO Brandenburg),  
Träger: Netzwerk der brandenburgischen Frauenhäuser e.V. (NbF),  
Alter Markt 6 │14467 Potsdam 
Alina Robben, Referentin für Öffentlichkeitsarbeit 
kontakt@kiko-brandenburg.de 
 

Über die Kontakt- und Koordinierungsstelle für Mädchen*arbeit im Land 
Brandenburg (KuKMA):  

Die KuKMA berät Fachkräfte zu geschlechtersensibler Jugendarbeit mit Schwerpunkt 
auf feministischer Mädchen*arbeit und setzt sich als Mitglied landes- und bundesweiter 
jugend-/ und frauenpolitischer Gremien für die Belange von Mädchen und queeren 
Jugendlichen ein. 

Über die Kontaktstelle zivilgesellschaftlicher Akteur*innen zur Umsetzung der 
Istanbul-Konvention im Land Brandenburg (KIKO):  

Die KIKO dient NGOs und der Trägerlandschaft im Land Brandenburg als Informations- 
und Vernetzungsstelle. Ziel ist der Aufbau und die Koordinierung eines interdisziplinären 
Netzwerkes, sowie Öffentlichkeitsarbeit zur Umsetzung der Vorgaben des 
"Übereinkommens des Europarates zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-Konvention)" im Land Brandenburg. 

Über die Istanbul-Konvention  

Ein wichtiges Instrument im Kampf gegen geschlechtsspezifische, häusliche und 
partnerschaftliche Gewalt ist die Istanbul-Konvention. Dieses 
Menschenrechtsabkommen wurde nach dem Ort der ersten Unterzeichnung (Istanbul) 
benannt und trägt eigentlich den Titel „Europaratskonvention zur Beseitigung von 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt“. Enthalten sind Verpflichtungen zur 
Prävention und Bekämpfung von Gewalt gegen, und zum Schutz von Betroffenen 
geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt und deren Kindern, sowie zur Sanktion 
der Täter*innen.  

Seit 2018 ist die Konvention in Deutschland geltendes Recht. Damit sind Bund, Länder 
und Kommunen zur Bekämpfung und Verhinderung von geschlechtsspezifischer und 
häuslicher Gewalt verpflichtet. 
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